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A. Problem 

Festlegung des Verfahrens der Mitwirkung des Deutschen Bundes-
tages in Angelegenheiten der Europäischen Union. 

B. Lösung 

Ausführungsgesetz zu Artikel 23 Abs. 3 (neu) des Grundgeset-
zes. 

C. Alternativen 

 Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Entwurf eines Gesetzes über die Zusammenarbeit von Bundesregierung 
und Deutschem Bundestag in Angelegenheiten der Europäischen Union 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

§1 

In Angelegenheiten der Europäischen Union wirkt 
der Bundestag an der Willensbildung des Bundes 
mit. 

§2 

Der Bundestag bestellt einen Ausschuß für Angele-
genheiten der Europäischen Union. Der Bundestag 
kann den Ausschuß ermächtigen, für ihn Stellungnah-
men abzugeben. 

§3 

Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag 
unbeschadet des Artikels 2 des Gesetzes zu den 
Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Euro-
päischen Atomgemeinschaft vom 27. Juli 1957 
(BGBl. II S. 753) umfassend und zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt über alle Vorhaben im Rahmen der Euro-
päischen Union, die für die Bundesrepublik Deutsch-
land von Interesse sein könnten. 

§4 

Die Bundesregierung übersendet dem Bundestag 
insbesondere die Entwürfe von Richtlinien und Ver-

ordnungen der Europäischen Union und unterrichtet 
den Bundestag zugleich über den wesentlichen Inhalt 
und die Zielsetzung, über das beim Erlaß des geplan-
ten Rechtssetzungsakts innerhalb der Europäischen 
Union anzuwendende Verfahren und den voraus-
sichtlichen Zeitpunkt der Befassung des Rats, insbe-
sondere den voraussichtlichen Zeitpunkt der Be-
schlußfassung im Rat. Sie unterrichtet den Bundestag 
unverzüglich über ihre Willensbildung, über den 
Verlauf der Beratungen, über die Stellungnahmen des 
Europäischen Parlaments und der Europäischen Kom-
mission, über die Stellungnahmen der anderen Mit-
gliedstaaten sowie über die getroffenen Entscheidun-
gen. 

§5 

Die Bundesregierung gibt vor ihrer Zustimmung zu 
Verordnungen und Richtlinien der Europäischen 
Union dem Bundestag Gelegenheit zur Stellung-
nahme. Die Frist zur Stellungnahme muß so bemessen 
sein, daß der Bundestag ausreichend Gelegenheit hat, 
sich mit der Vorlage zu befassen. Die Bundesregie-
rung legt die Stellungnahme ihren Verhandlungen 
zugrunde. 

§6 

Das Gesetz tritt am ... in Kraft. 

Bonn, den 4. November 1992 
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Begründung 

Allgemeiner Teil 

1. Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung des Grundgesetzes (Drucksa-
che 12/3338) vorgelegt, mit dem die verfassungs-
rechtlichen Grundlagen für die Ratifikation des 
Vertrages über die Europäische Union geschaffen 
werden sollen. Dieser Entwurf sieht u. a. die Einfü-
gung eines neuen Artikels 23 (Europa-Artikel) 
VOL  

2. Dieser Europa-Artikel wird entsprechend dem 
Vorschlag der Gemeinsamen Verfassungskommis-
sion vom 15. Oktober 1992 in den Absätzen 2 und 3 
dahin gehend ergänzt, daß die Information und die 
Mitwirkung des Bundestages in Angelegenheiten 
der Europäischen Union verfassungsrechtlich ver-
ankert werden. 

In diesem Zusammenhang wird — ebenfalls ent-
sprechend dem Vorschlag der Gemeinsamen Ver-
fassungskommission — ein neuer Artikel 45 GG 
eingefügt, der die Bestellung eines Ausschusses für 
die Angelegenheiten der Europäischen Union 
durch den Bundestag vorsieht und dem Bundestag 
die Möglichkeit einräumt, diesen Ausschuß zu 
ermächtigen, die Rechte des Bundestages gemäß 
Artikel 23 GG gegenüber der Bundesregierung 
wahrzunehmen. 

3. Nach Artikel 23 Abs. 3 (neu) GG sollen die Einzel-
heiten in einem Ausführungsgesetz geregelt wer-
den. 

4. Das vorgeschlagene Gesetz regelt vor allem die 
verfahrensmäßige Beteiligung des Bundestages 
bei Vorhaben der Europäischen Union. 

5. Das in Artikel 23 Abs. 3 (neu) GG vorgesehene 
Ausführungsgesetz wird von Abgeordneten und 
den Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. als 
Gesetzentwurf eingebracht. 

Besonderer Teil 

Zu § 1 

§ 1 folgt Artikel 23 Abs. 2 GG (neu) und legt die 
Mitwirkung des Bundestages in Angelegenheiten der 
Europäischen Union fest. 

Zu §2 

§ 2 folgt Artikel 45 GG (neu) und regelt die Bestellung 
eines Ausschusses für die Angelegenheiten der Euro-
päischen Union. Dieser Ausschuß kann nach Ermäch-
tigung durch den Bundestag für diesen die Stellung-
nahmen nach § 5 dieses Gesetzes abgeben. 

Zu §3 

§ 3 enthält eine umfassende Unterrichtungspflicht der 
Bundesregierung gegenüber dem Bundestag über 
alle Vorhaben der Europäischen Union. Hiermit wird 
gewährleistet, daß der Bundestag über alle legislati-
ven Vorhaben der Europäischen Union und Vorhaben 
allgemeiner politischer Bedeutung umfassend und 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt unterrichtet wird. 

Zu §4 

§ 4 hebt aus der Unterrichtungspflicht den besonders 
wichtigen Bereich der Kommissionsentwürfe für 
Richtlinien und Verordnungen hervor, über die der 
Rat und ggf. das Europäische Parlament in Ausübung 
ihrer legislativen Befugnisse entscheiden. Häufig 
handelt es sich um Materien, die innerstaatlich zum 
Kompetenzbereich des Bundestages gehören. Des-
halb soll die Bundesregierung den Bundestag umfas-
send und zum frühestmöglichen Zeitpunkt über die 
europäischen Rechtssetzungsvorhaben und ihre Wil-
lensbildung unterrichten, damit sich der Bundestag 
dazu eine Meinung bilden und auf die Rechtssetzung 
der Europäischen Union Einfluß nehmen kann. 

Zu § 5 

§ 5 stellt den Grundsatz auf, daß die Bundesregierung 
vor ihrer Zustimmung zu Verordnungen und Richt-
linien der Europäischen Union dem Bundestag Gele-
genheit zur Stellungnahme zu geben hat, und zwar so 
rechtzeitig, daß der Bundestag ausreichend Gelegen-
heit hat, sich mit der Vorlage zu befassen. Die Bun-
desregierung hat die Stellungnahmen ihren Verhand-
lungen zugrunde zu legen. 


